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Der Rechtsradikalismus paßt sich an
Von Paul Lücke, Bundesminister des Innern

"Zum fünften Male erscheint in diesen 
Tagen der jährlich vom Bundesminister 
des Innern herausgegebene Bericht über 
rechtsradikale und antisemitische Bestre­
bungen in der Bundesrepublik. Dies mag 
als Zeichen dafür gelten, daß sich die 
Bundesregierung ihrer Verpflichtung be­
wußt ist, die Öffentlichkeit über die Si­
tuation gerade in diesem Bereich unseres 
staatlichen Lebens kontinuierlich und 
möglichst umfassend zu unterrichten.

Der Bericht für das Jahr 1965 unter­
scheidet sich in einem wesentlichen 
Punkt von den Vorberichten:

Erstmals werden die hervorstechendsten 
Erscheinungen des Rechtsextremismus im 
abgelaufenen Jahr beim Namen genannt. 
Der Bericht trägt damit auch den ver­
änderten Verhältnissen im Bereich des 
Rechtsradikalismus Rechnung. Dort hat 
sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß mit 
unverhüllt rechtsradikalen oder gar na­

zistischen Parolen nur ein gleichbleibend 
^Bringer Prozentsatz der Bevölkerung 

angesprochen werden kann, der nach 
eigenen, wohl realistischen Schätzungen 
rechtsradikaler Kreise bei etwa 1 v. H. 
liegt. Um endlich aus der stickigen Enge 
politischen Sektierertums herauszutreten 
und sich zugleich nicht dem Zugriff der 
Staatsschutzorgane auszusetzen, geben 
sich die führenden Gruppen des Rechts­
radikalismus nach außen hin betont de­
mokratisch und loyal gegenüber der Ver­
fassung. Das kann jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß sie in Wirklichkeit 
ihre ablehnende Einstellung gegenüber 

der freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung beibehalten haben. Gutgläubige, 
aber politisch unerfahrene Staatsbürger 
können unter diesen Umständen nicht 
anders vor Irreführungen bewahrt wer­
den, als daß man sie über den wirklichen 
Charakter solcher Bestrebungen aufklärt.

Der organisierte Rechtsradikalismus 
hat 1965 zum ersten Mal seit Jahren 
einen, wenn auch vergleichsweise gering­
fügigen Aufschwung genommen. Fast die 
Hälfte aller in rechtsextremen Vereini­
gungen organisierten Personen gehören 
einer Sammlungspartei an, die sich be­
müht, ihren Argumentationsstil den ge­
wandelten politischen Anschauungen der 
Nachkriegsgeneration anzupassen und 
das in ihren Reihen noch stark verbreitete 
nationalsozialistische Gedankengut nicht 
mehr offen zur Schau zu stellen. Die 
Agitation dieser Partei, die planmäßig 
noch vorhandene antidemokratische Vor­
urteile auszunutzen versucht, und de­
maskierende Entgleisungen in örtlichen 
Veranstaltungen lassen jedochbegründete 
Zweifel zu, ob das Bekenntnis dieser 
Partei zu unserer verfassungsmäßigen 
Ordnung glaubwürdig ist. In der nächsten 
Zeit wird es sich zeigen, ob die einfluß­
reiche, dem nationalistischen und rechts­
extremen Gedankengut verpflichtete 
Funktionärsgruppe die Oberhand behält 
oder ob es neuen, demokratischen Kräften 
gelingen wird, die Partei in eine national- 
konservative, doch der freiheitlichen 
Grundordnung unserer Verfassung ver­
pflichtete Richtung zu führen. Die mit 



dem Schutz unserer verfassungsmäßigen 
Ordnung betrauten Behörden des Bundes 
und der Länder werden die Entwicklung 
aufmerksam beobachten.

Die Wachsamkeit der Öffentlichkeit 
wird sich auch gewissen rechtsextremen 
Kulturbünden zuzuwenden haben, die 
nicht unmittelbar in die politische Arena 
treten, sondern vorgeblich völkisches und 
nationales „Kulturgut" pflegen und 
hoffen, damit in Bevölkerungskreisen 
Einfluß zu gewinnen, die dem zeitge­
nössischen kulturellen Schaffen ableh­
nend oder ratlos gegenüberstehen. Wenn 
auch das geistige und kulturelle Leben 
in einem freiheitlich verfaßten Gemein­
wesen staatlicher Aufsicht weitgehend 
entzogen ist, so werden doch die staat­
lichen Organe nicht tatenlos zusehen, 
wenn derartige kulturelle Gruppen sich 
als Keimzellen totalitärer oder rassisti­
scher Ideologien herausstellen sollten.

Durch das erneute Aufflackern nazisti­
scher und antisemitischer Ausschreitun­
gen wurden im vergangenen Jahr Öffent­
lichkeit und staatliche Organe erheblich 
beunruhigt. Die Auswertung der Ermitt­
lungen über Täter und Motive haben 
zwar die Vermutung bestätigt, daß ein 
großer Teil dieser Vorfälle Ausfluß so­
zialpsychischer Reaktionen war, die nicht 
auf nationalsozialistischer oder antisemi­
tischer Gesinnung der Täter beruhen. 
Häufig waren Geltungsbedürfnis, Nach­
ahmungstrieb, Protesthaltung, Reiz ver­
meintlicher Tabus, Trunkenheit oder 
Geistesschwäche die auslösenden Faktoren.

Gleichwohl ist nicht zu verkennen, daß 
eine — wenn auch verschwindend kleine 
—• Minderheit von Unbelehrbaren und 
Fanatikern immer noch versucht, durch 
nazistische Schmierereien und auch durch 
Bedrohung und Belästigung von Mitbür­
gern die demokratische Entwicklung des 
Volkes zu stören und das Ansehen 
Deutschlands unter den Völkern emp­
findlich zu schädigen. Die Staatsschutz­
organe und Strafverfolgungsbehörden 
sind gehalten, alles zu tun, um derartige 
politische Rowdies der verdienten Strafe 
zuzuführen. Sie bedürfen dazu auch in 
Zukunft der Unterstützung der Bevölke­
rung und der Publikationsorgane.

Das Ansteigen der Auflageziffern 
rechtsextremer Wochenzeitungen ist 

zwar noch nicht alarmierend, wie ein 
Vergleich mit den Millionenauflagen der 
demokratischen Presse zeigt. Trotzdem 
ermahnt diese Entwicklung wegen ihrer 
potentiellen Gefahren für die demokra­
tische Verfassung zu erhöhter Wachsam­
keit. Die unerfreulichste Erscheinung in 
diesem Bereich ist die in München er­
scheinende „Deutsche National-Zeitung 
und Soldaten-Zeitung“, die durch raffi­
nierte Vermischung legitimer nationaler 
Anliegen mit verantwortungsloser Pole­
mik gegen unsere ehemaligen Kriegs­
gegner und insbesondere den Staat Israel 
Haß sät, wo Verständigung und Abbau 
von Ressentiments vonnöten ist. Dieses 
Blatt wird im Ausland vielfach und zum 
Nachteil für unser Ansehen, als Beweib 
für das Fortbestehen nazistischer, ant™ 
semitischer oder revanchistischer Tenden­
zen im deutschen Volk zitiert. Die Her­
ausgeber solcher Blätter haben es bisher 
verstanden, planmäßig antidemokratische 
und rassistische Vorurteile zu schüren, 
dabei jedoch offen verfassungsfeindliche 
Töne zu vermeiden oder so geschickt zu 
tarnen, daß sie mit strafrechtlichen Mitteln 
schwer faßbar sind. Deshalb bleibt es 
Aufgabe der demokratischen Kräfte des 
Volkes, insbesondere der Träger der po­
litischen Bildung und der öffentlichen 
Meinung, hier aufklärend, und warnend 
entgegenzuwirken. Auch bei den bevor­
stehenden Erörterungen über die Reform 
des politischen Strafrechts wird man dar­
auf achten müssen, daß die Demokratie 
sich nicht wirksamer Waffen gegen solche 
Feinde beraubt.

Die in diesem Bericht zusammengefaß­
ten Tatsachen und Würdigungen der Ver­
fassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder lassen den Schluß zu, (:<■ 
zwanzig Jahre nach dem Zusammenbruclr 
der nationalsozialistischen Gewaltherr­
schaft der Rechtsextremismus keine ak­
tuelle Gefährdung unseres demokratischen 
Staates bedeutet. Es gibt jedoch immer 
noch rechtsradikale Restbestände, denen 
es im vergangenen Jahr offensichtlich 
gelang, ihren bisher raschen Zerfall auf­
zuhalten und ihrer weiteren Zersplitte­
rung Einhalt zu gebieten. Es wird daher 
auch in Zukunft Wachsamkeit vonnöten 
sein, damit diese Minderheit nicht eines 
Tages zu einer Gefahr für das deutsche



Volk und die von ihm gewählte Ver­
fassung werden kann.

Den vorstehenden Bericht veröffent­
lichte der Bundesinnenminister im Bulle­
tin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung vom l.März 1966. 
Seine Sachkenntnis ist unbestreitbar und 
sein Appell an die „Wachsamkeit der

Öffentlichkeit" hebt sich wohltuend von 
Äußerungen früherer Minister ab, die 
einst die starken Männer mimten, gegen 
jede Kritik ihrer Amtsführung immun 
waren und erst als Pensionäre in ihren 
Erinnerungsbüchern beichteten, wie 
schwach der Boden war, auf dem sie am­
tieren mußten.

Nicht nur Sache der Polizei
„Mehr Mut zur offenen Auseinander­

setzung und weniger gepflegte Lange­
weile" forderte Bürgermeister Heinrich 
Albertz zur Abwehr rechts- und links­
radikaler Bemühungen, in der Politik 
mitzureden. Diese Abwehr dürfe nicht 
• ;in der Polizei und den Verfassungs- 

utzbehörden überlassen bleiben; sie 
sei in erster Linie Sache der Parteien, 
Gewerkschaften und Jugendorganisatio­
nen. Unter Hinweis auf den verhältnis­
mäßig geringen Anhang links- und rechts­
radikaler Gruppen warnte Albertz gleich­
zeitig davor, die Proportionen zu ver­
schieben. „In West-Berlin sehe ich keine 
Basis für rote oder braune Faschisten." 
(Anmerkung der Redaktion:

Energische Bürger Berlins hatten be­
reits in der Zeit um 1950 den nazistischen 
Neutönern Stern, der eine neue Haken­
kreuzflagge auf der Siegessäule auf­
pflanzen wollte und Schönborn, der für 
seine Propaganda in den Zoo-Sälen die 
Aufführung des nicht genehmigten Veit 
Harlan Films „Unsterbliche Geliebte" 
erzwingen wollte, den Boden der alten 
Reichshauptstadt so heiß gemacht, daß 
diese es lieber vorzogen, mit ihrem 
Anhang aus Berlin oder in die Versen­
kung für immer zu verschwinden.) 
^kOhne dazu einen besonderen aktuellen 
®nlaß zu haben, wie er betonte, gab der 
Bürgermeister einen Überblick über die 
organisatorische „Stärke" der rechts- 
und linksradikalen Organisationen. An 
alten Gruppen und Vereinen rechtsradi­
kaler Prägung gibt es danach in West- 
Berlin etwa zwanzig mit einer jeweiligen 
Mitgliedschaft zwischen fünf und ein­
hundert Personen. Insgesamt weisen sie 
eine Mitgliederzahl von rund tausend 
Personen auf.
• Der seit zehn Jahren in West-Berlin 
bestehende Landesverband des „Stahl­
helm" habe Mitglieder zwischen sechzig 

und neunzig Jahren, deren Aktivität sich 
auf die Teilnahme an Traditionsveran­
staltungen beschränke. Neben einer „Ar­
beitsgemeinschaft vaterländischer Ver­
bände", die mit der „Arbeitsgemeinschaft 
demokratischer Kreise" zusammenar­
beitet, gibt es noch einen Landesverband 
„Aktionsgemeinschaft Unabhängiger 
Deutscher" (AUD) und seit dem 5. Fe­
bruar dieses Jahres einen Landesver­
band der „Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands" (NPD).
• An deren Gründungsversammlung 
haben etwa 75 Personen teilgenommen. 
Die Berliner Mitgliedschaft dieser Partei 
wird auf 110 bis 120 Personen geschätzt. 
Eine Versammlung der NPD am 18. Fe­
bruar in der Neuen Welt zählte aller­
dings rund 500 Teilnehmer. Etwa ein 
Viertel der Anhänger dieser Partei 
zählen jahrgangsmäßig zu denen, die 
noch keine Nazis gewesen sein können.

Auf eine entsprechende Frage antwor­
tete Albertz: „Ich kann mir nicht denken, 
daß die NPD bei den Berliner Wahlen 
im nächsten Frühjahr auch nur ähnliche 
Erfolge haben wird wie in Hamburg und 
Bayern."
• Von den etwa 5500 Mitgliedern der 
SED West-Berlin gehören nach Angaben 
des Bürgermeisters über 70 Prozent den 
Altersgruppen über 50 Jahre an; davon 
sind allein 43 Prozent über 60 Jahre alt. 
• Erstaunlich groß ist die Zahl der haupt­
amtlichen Funktionäre der SED sowie an­
derer kommunistischer Organisationen in 
West-Berlin. Die SED allein hat in ihren 
zwölf Kreisverbänden neben 25 Schreib­
und Hilfskräften 75 hauptamtliche Funk­
tionäre. Die Zeitung der SED „Die Wahr­
heit” beschäftigt unter dem Chefredak­
teur Hans Mahle 16 Redakteure. Die 
FDJ mit etwa 550 Mitgliedern in West- 
Berlin hat zwölf, der „Demokratische 
Frauenbund" drei und die „Gesellschaft 
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für deutsch-sowjetische Freundschaft" 
fünf hauptamtliche Funktionäre.
• Insgesamt wird die Mitgliedschaft aller 
kommunistischer Organisationen in West- 
Berlin auf 9000 Personen geschätzt, wo­
bei vielfach Doppelmitgliedschaft in meh­
reren Organisationen die Regel ist.

Wie das Wetter auf die
Gesundheit einwirkt
Weltorganisation für Meteorologie 

kommt zu erstaunlichen Feststellungen
Bei Tiefdruckwetter gibt es um 70 Pro­

zent mehr Verkehrsunfälle; Empfängnis 
während der kalten Jahreszeit erhöht die 
Chancen einer männlichen Geburt; im 
Sommer ist der Blutdruck am niedrigsten; 
die schwersten Babies kommen im Juni- 
Juli zur Welt; die Fortpflanzungsfähigkeit 
steigt mit zunehmender Sonnenbestrah­
lung. Dies sind einige der erstaunlichen 
Forschungsergebnisse, die in einem kürz­
lich veröffentlichten Bericht der Welt­
organisation für Meteorologie zusammen­
gefaßt sind.

Der Einfluß des Wetters auf Gesund­
heit und Laune ist ja eine altbekannte 
Tatsache. Dabei hat aber der Volks­
glauben manchmal falsche Schlüsse ge­
zogen, mit denen der vorliegende Bericht 
aufräumt. So hat beispielsweise der 
Föhn an sich keine besonders aufgepräg­
ten gesundheitsstörenden Eigenschaften, 
sondern nur im Zusammenhang mit sei­
nen verschiedenen Begleiterscheinungen. 
Bei Asthmaleidenden ist es vor allem 
plötzlicher Luftdruckwechsel oder ein 
rascher Wetterumschwung nach einer 
langen ruhigen Periode, der Asthmati­
kern zu schaffen macht. Seinen Höhe­
punkt findet das Asthma gewöhnlich im 
Spätherbst.

Rheumatismus verstärkt sich sowohl 
bei sehr kaltem wie bei sehr heißem 
Wetter; manche Rheumakranken sind je­
doch nur auf eines der beiden Extreme 
empfindlich. Statistisch untermauert 
wurde in den letzten Jahren die Theorie, 
wonach das Vorüberziehen einer Ge­
witterfront oder der plötzliche Einfall po­
larer Luftmassen bei vielen Menschen zu 
Herzattacken führt. Dabei liegt in un­

seren gemäßigten Zonen die höchste 
Sterblichkeitsziffer für Herzkranke im 
Winter und die geringste im Sommer, 
während es in den feuchttropischen Län­
dern gerade umgekehrt ist. Arthritis ver­
stärkt sich im Herbst und frühen Winter, 
die Luftfeuchtigkeit scheint dabei keine 
Rolle zu spielen. Die Ausbreitung der 
Kinderlähmung dagegen wird durch 
warme Luftfeuchtigkeit begünstigt. Zahn­
fäule verringert sich bei Sonnenbe­
strahlung.

Die Wettereinflüsse wirken sich auch 
auf Geisteskrankheiten aus. Die meisten 
Schizophreniefälle werden zwischen No­
vember und Januar registriert, das gleiche 
gilt für Epilepsie. Die höchste Geburten­
ziffer geisteskranker Kinder wird ebe» 
falls im Winter verzeichnet.

Das Zunehmen der Gesundheitsbe­
schwerden kann allerdings in unseren 
zivilisierten Ländern zum Teil auf die 
verstärkte Luftverschmutzung während 
ungünstiger Witterung zurückgeführt 
werden. Auch die Häufigkeit von Ver­
kehrsunfällen bei schlechtem Wetter hat 
teilweise die dabei eintretenden schlech­
ten Straßenverhältnisse als Ursache. 
Dennoch sehen die Biometeorologen, die 
den Zusammenhang zwischen Witterung 
und Leben studieren, auch hier die 
gleichzeitige Wettereinwirkung auf den 
menschlichen Organismus als hauptver­
antwortlich an. Sie haben herausgefun­
den, daß das Reaktionsvermögen bei 
kühlem, trockenem Wetter wesentlich 
besser funktioniert als während einer 
Tiefdruckzone.

An und für sich wirkt sich ein Wetter­
wechsel auf einen gesunden Organismus 
stimulierend aus. Viele Menschen können 
jedoch mit dieser Stimulierung nichts am 
fangen, so daß sie sich als Störung bfl 
merkbar macht. Die ersten Zeichen sinci 
Unwohlsein, Depressionen, Überempfind­
lichkeit, Schlaflosigkeit und Herzklopfen. 
Wenn die individuelle Regulierfähigkeit 
noch geringer ist, können sich in der 
Folge richtige Krankheiten einstellen. 
Die hauptsächlichen Zentren des mensch­
lichen Körpers, die auf meteorologische 
Einflüsse reagieren, sind laut dem Bericht 
die Haut, die Lunge, die Nase, die Augen 
und das allgemeine Nervensystem.
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